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A Beiblatt . 'Beiblatt ZUT Parlamentskorrespondenz 19. April 196;1-

202/J Anfrage 

der Abgeordneten TIr. K a n d u t s c h Kin d 1 u..YJ.d Genossen 

an die Bundesregierung, 

betreffend gesetzliche Förderung von Betrieben mit Beteiligung der Arbeitnehmer 

am Betriebserfolg (Erfolgsbeteiligung)~ 
• -4-.-.-'-.-

Im Rahmen der Debatte über eine soziale Neuordnung wird immer wieder die 

Forderung erhoben, die Vermögensbildung der Arbeitnehmerschaft durch zielführende 

Maßnahmen zu fördern. Eine funktionierende Marktwirtschaft verdient erst dann den 

Begriff- .sozial, wenn es gelingt, eine Eigentumsbildung auf breitester Basis zu 

ermöglichen. Die Prämierung des Sparens dlITch das Sparbegünstigungsgesetz oder 

die Förderung des Eigellheimerwerbs stellen bereits solche Hilfeleistungen dar, 

die die Allgemeinheit dem Einzelnen beim Erwerb von Eigentum gewährt. Die Ausgabe 

von Volksaktien, als Idee und im kleinen Maßstab auch in Österreich verwirklicht, 

dient ebenfalls dem sowohl sl"lzial als auch gesellschaftspolitisch vernünftigen 

Zweck, breiten Volksschichten den Weg zum Eigentum zu eröffnen. Eine realistische 

Betrachtung dieses ganzen Fragenkomplexes muss aber von de:r EinkOImnensstruktu:r 

ausgehen,· denn beim derzeitigen Niveau der Löhne und Gehälter ist nicht damit zu 

rechnen, dass breite Schich .. ten der Arbei ter und Anges te 11 ten in der Lage wär~m, 

ihnen angebotene Betriebs-oder Vl"llksaktien auch ZU erwerben. Um diesem 

Mangel abzuhelfen, hat es an vi~lfältigen Vorschlägen nicht gefehlt. Es sei nur 

@" auf die Miteigentumspläne im Sinne von Mi tunternehmertum, auf die Inv8stivlohn­

pläne oder auf die Vorschläge zur Bildung überbetrieblichen Mi teigen tums hinge­

wiesen. In a11 diesen Vorschlägen liegen verschiedene Gefahren einer Fehlent-
. . 

wicklung:' Ein zweifaches Risiko der Arbei ter als Arbeitnehmer und Kap i talseigner, 

die soziale Untermauerung der iibertriebenen Selbstfinanzierung besonders der 

Großbetriebe zu Lasten der Kleinunternehmlli""lgenund die Verkennung des Umstandes, 

dass jede Art der Beteiligung <ler Arbeitnehmer auch eine NeuordnUng der Beziehungen 

der Sozialpartner im Betriebe im Si~YJ.e eines Gemeinschaftsdenkens zur Voraus­

setzung hat. Aus diese'n Gründen hat sich die Beteiligung der Arbeiter u..YJ.d Ange­

stellten am Leistungserfolgdes Betriebes bereits in zahlreichen Unternehmungen 

bestens bewährt. Da sie in der Hauptsache auf dem innerbetrieb~ichen Faktor 

beruht, die das Betriebsergebnis bestimmen, ist sie auch nicht einer marktah­

hängigen Gewinnbeteiligung, die ohne Risikobeteiligung schwer vorstellbar ist, 

gleichzusetzen. 
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In welcher Weise nun solche Betriebsvereinbarungen auf freivrilliger Basis 

zustandekommen, kann nicht schemaiisch festgelegt werden. Sie reicht von der 

Prämierung der Materialersparnis über die Verbesserung der Arbeitsmethoden und 

die Qual i tät der Produktion bill' zur Erhöhung der Produktivi tät. Das Ziel ist 

eben Verbesserung der Gesamtleistungdilrch verbesserte Zusammenarbei t im Betrieb. 

Es wurde sch0nausgeführt und liegt in der Natur der Sache~ dass die Ein-..' '-

führung von Ergebnisbei;eiligungennicht durch den staat befohlen werden kann, 

Wenn aber der Staat erkennt,dass mit dieser Methode, die Leistung der einzelnen 

Betriebe gehoben und, der soziale Friede gestärkt werdEl,nkönnen, dann hat er nach 

Ansicht der anfragesteilenden Abgeordneten die Verpflichtung, eine solche positive 

Entwicklung im Rahmen seiner Möglichkeiten zu fördern. Diese Förderung soll im c=; 
fmlgenden liegJn: 

11 .. _.'- •• : .JC-;'::.7~,\.ü:~:_c 

1.) Ergebnisanteile, die den Belegschaften von Betrieben auf Grund von 

schriftlichen Vereinbarungen ,zwischen den Sozialpartnern ausgeworfen werden) 

sollen,bis zu einem Betrag von 5.000 S pro Jahr wenn möglich steuerfrei gewährt 

werden/und falls dies aus f:i,.skalischen Gründen nicht möglich ersc1?-eint 5 nur zu 

einem sehr nieder angesetzten und pauschalierten Satz der, Lohnsteuer besteuert 

werden •. ' 

2.) Solche Ergebnisanteile sollen auch nicht als Entgelt im Sinne der 

Sozialversicherung gelten, d.h. ausserhalb der Beitragspflicht zur Sozialver~ 

sicherung bleiben. 

Beide Begünstigungen sind durchaus gerechtfertigt undsinnvoil. Natürlioh 
\ 

muss das von den anfragesteilenden Abgeordneten gevvünschte Förderungsgesetz 

s;ichern', dass die Ergebnisanteile nur aus dem steigenden Betriebserfolg eX'fliess;@ 
,"r , 

denn nur dann sind die gewünschten Begünstigungen ohne Schaden für den Staat und, 

die Sozialversicherung gerechtfertigt. Das Gesetz müsste auch eine Regel'ung übel' 

Form und Inhalt der ErgebnisbE:}teilig'U1J.g, die Grundsätze der Berechnung der 

. Ergebnisanteile, die Fäll itS:ke i t der ·Ergebnisanteile,den Kreis der beteiligten 

Arhei tnehmer , die Form der Mitteilung an die Arbeitnehmer, die Möglichkeit der 

Kündigung·der Betriebsvereinbarung und anderes mehr schaffen. E,i'"ne überaUs wich­

tige Komponente ist der Anspruch der Arbeitnehmer auf lauf,ende InfDrmation über 

Rich.tigkei t der Berechmmg ~erErgebnisantei1e. Sie erfolgt am.besten inder 

Form, dass'Mit/?lieder des Betriebsrates und der Belegschaften 'in besonders wich­

tigen Funktionen gemeinsam mit der Unternehmungsleitung einen Ausschuß bilden$ 

der in periodischen Sitzungen die Gesamtlage des Betriebes . 

. mit ihrer Auswirkung auf die 
"H"h'd E .... sol}.te. oe er 'rgebnisbeteiligung dis1,<utiere:r:-' Ohne .offene Aussprache ist eine ver-· 

trauensvolle Zusammenarbeit als.die.Grundlage einer verbesserten Gesamtleistung 

des B~triebes nicht denkbar. 
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Nach all dem Gesagten ist es wohl klar, dass diese Art einer Ergebnisbe­

teiligung ein Lohnzuschlagsverfahren ist, welches die Tarifpolitik der Gewerk­

schaft weder berührt noch überflüssig macht. Ihr Ziel ist vielmehr die unge-
j 

hobenen Leistungsreserven durch Zusammenarbeit und mitunternehmerisches Denken 

anzuhebe:o, ein Beginnen, das nicht nur dem Interesse des einzelnen Bet:r::iebes, 

sondern der ganzen Volkswirtschaft dient. Zweifellos 'wird es die Aufgabe einer 

intensiven Aufklärung sein müssen, den Arbei ter zu bevvegen, Ergebnislohnanteile 

in vermögenswirksamer Weise anzulegen. Die anfragestellenden Abgeordneten halten . . 

jedoch den in anderen Staaten eingeschlagenen Weg, die Förderung von Ergebnis-

beteiligungen nur dann zu gewähren, wenn ihre vermögenswirksame Verwendung nach­

gewiesen wird, als nicht richtig~ weil in einer freiheitlichen Wirtschaftsordnung 

grundsätzlich jeder das Recht haben soll, über ein durch Eigenleistung erhöhtes 

Einkommen frei zu verfügen. Die anfragestellenden Abgeordneten sind sich dessen 

bewusst, dass ihre mit dieser Anfrage angeregten gesetzlichen Maßnahmen einer 

gründlichen Prüfung im Rahmen der Regier1L.'1g, der Sozialpartner und der Volksver­

tretung bedürfen. Sie sind jedoch überzeugt, dass das von ihnen angeregte För­

derungsgesetz vielen Unternehmen den Anreiz geben würde, Betriebsvereinbarungen 

mit den gewünschten sozialen, wirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen 

Wirkungen einzuführen. 

Die unterfertigten Abgeordneten richten daher an die Bundesregierung die 

Anfrage: 

G~ Ist die Bundesregierung bereit, ein Gesetz zur Förderung von Ergebnisbe-

teiligungen auszuarbei ten und dem Na tirmalrat zur Beratung und Beschlussfassung 

vorzulegen? 

l' 
'~' 

-.-.-.-.-.-.-.-.-
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